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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Willibald Jacob, Rolf Köhne, Dr. Gregor Gysi 
und der Gruppe der PDS 


EURATOM-Vertrag im Zusammenhang mit den geplanten Atomtests im Mururoa-Atoll 


Der Präsident der Französischen Republik, Jaques Chirac, beab- 
sichtigt, ab September diesen Jahres erneut acht unterirdische 
Atomtests im Basaltgestein des Mururoa- Atolls durchführen zu las- 
sen. Diese Entscheidung hat weltweit Proteste hervorgerufen. 
Auch der Deutsche Bundestag hat sich am 22. Juni 1995 und zu- 
letzt in einer Aktuellen Stunde am 13. Juli 1995 mit den geplanten 
Atomwaffen- Versuchen befaßt und die Bundesregierung aufge- 
fordert, gegen die Entscheidung der französischen Regierung 
ihren Einfluß geltend zu machen. 

Zwischenzeitlich hat ein im Auftrag von Greenpeace erstelltes 
Gutachten des Öko-Instituts e. V. neue rechtliche Aspekte des fran- 
zösischen Vorgehens zu Tage gefördert. Es legt die Auffassung na- 
he, daß die französische Regierung ihre europarechtlichen Pflich- 
ten verletzt. Die geplanten französischen Versuche mit Atomwaf- 
fen im Südpazifik verstoßen gegen Bestimmungen des EURATOM- 
Vertrages (EAGV). Der EAGV räumt den Mitgliedstaaten bei Ver- 
tragsverletzungen eine Klagemöglichkeit vor dem Europäischen 
Gerichtshof ein und eröffnet der Bundesregierung weiterreichen- 
de Handlungsmöglichkeiten. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. darauf hinzuwirken, daß die französische Regierung 

a) ihre Pflicht laut Artikel 34 Abs. 1 EAGV erfüllt und eine Stel- 
lungnahme der Europäischen Kommission zu den beson- 
ders gefährlichen Atomwaffen- Versuchen im Pazifik ein- 
holt; 

b) der Europäischen Kommission nach Artikel 35 EAGV Zu- 
gang zu den notwendigen Überwachungseinrichtungen 
gewährt; 

2. mit Verweis auf den EURATOM-Vertrag gegenüber der fran- 
zösischen Regierung geltend zu machen, daß die Durch- 
führung derart gefährlicher Versuche nur mit der Zustimmung 
der Europäischen Kommission gemäß Artikel 34 Abs. 2 EAGV 
erfolgen darf; 
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3. darauf zu drängen, daß alle Angaben zum Ausmaß einer mög- 
lichen Kontamination des Mururoa- Atolls durch die vorgese- 
henen Atomtests offengelegt werden, unabhängige For- 
schungsgruppen hinreichend Zeit zur Recherche vor Ort er- 
halten und ihre Untersuchungsergebnisse veröffentlicht wer- 
den; 

4. vom Recht der Bundesrepublik Deutschland als Mitgliedstaat 
laut Artikel 142 EAGV Gebrauch zu machen, und den Eu- 
ropäischen Gerichtshof anzurufen, falls Frankreich seinen Ver- 
pflichtungen nach Maßgabe des Artikels 34 Abs. 1 und 2 EAGV 
nicht nachkommt; 

5. die Europäische Kommission dringlich zu ersuchen, den ihr 
übertragenen Kontrollbef ugnissen nachzukommen und im Fal- 
le der weiteren Unterlassung eine Untätigkeitsklage gemäß Ar- 
tikel 148 EAGV vor dem Europäischen Gerichtshof zu erheben. 


Bonn, den 16. August 1995 


Dr. Willibald Jacob 
Rolf Köhne 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Unter Kapitel III (Gesundheitsschutz) heißt es im EAGV: 

„Jeder Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet besonders gefährli- 
che Versuche stattfinden sollen, ist verpflichtet, zusätzliche Vor- 
kehrungen für den Gesundheitsschutz zu treffen; er hat hierzu vor- 
her die Stellungnahme der Kommission einzuholen. 

Besteht die Möglichkeit, daß sich die Auswirkungen der Versuche 
auf die Hoheitsgebiete anderer Mitgliedstaaten erstrecken, so ist 
die Zustimmung der Kommission erforderlich. " 

Die französische Regierung hat die Europäische Kommission bis- 
her weder um eine Stellungnahme noch um eine Zustimmung er- 
sucht (die Anwendung des Absatzes 2 ist erforderlich, weil sich die 
Auswirkungen der Atomversuche im Mururoa-Atoll auf die in der 
Nähe befindlichen und zu Großbritannien gehörenden Pitcairn-In- 
seln erstrecken können). Auch hat die Europäische Kommission 
Frankreich bisher nicht förmlich auf gef ordert, die Zustimmung der 
Kommission einzuholen. 
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